
sentlich von einer exakten Beweisanordnung (§ 54 ZPO) 
ab. Wegen ihrer Bedeutung für die Wahrheitsfeststellung 
ist diese Anordnung außerhalb der mündlichen Verhand­
lung schriftlich zu treffen und in der mündlichen Ver­
handlung grundsätzlich zu protokollieren. Sie hat die Tat­
sachen, über die Beweis erhoben werden soll, konkret zu 
erfassen und muß auch die Beweismittel enthalten, die 
für die Durchführung der Beweisaufnahme erforderlich 
sind. Das gilt auch, wenn die Vernehmung einer Prozeß­
partei vorgesehen ist. Durch eine diesen^ Anforderungen 
entsprechende konkrete Beweisanordnung wird eine kon­
zentrierte Durchführung der Beweisaufnahme gefördert. 
Die Vernehmung einer oder beider Prozeßparteien ist nur 
zulässig, wenn der Sachverhalt nicht auf andere Weise 
aufgeklärt werden kann (§62 ZPO). Bei der Vernehmung 
einer Prozeßpartei ist darauf zu achten, daß sie nur in be­
gründeten Ausnahmefällen zu ihrer eigenen Behauptung 
vernommen werden darf.
Nach Beendigung der Beweisaufnahme ist in jedem Fall 
den Prozeßparteien und den in § 64 ZPO genannten Ver­
fahrensbeteiligten Gelegenheit zur Stellungnahme zu ge­
ben, um auch auf diese Weise zur Wahrheitsfeststellung 
und überzeugenden Beweisführung beizutragen.
Das Gericht kann auch außerhalb der mündlichen Ver­
handlung eine Beweisanordnung treffen. Erfolgt das zu 
dem Zeitpunkt, zu dem die Verkündung einer Entschei­
dung bestimmt worden ist, dann bedarf es keiner formel­
len Aufhebung des Verkündungstermins. Die Prozeßpar­
teien sind vorher von der Durchführung der Beweisauf­
nahme zu unterrichten. Angeordnete Beweisaufnahmen 
sind grundsätzlich auch durchzuführen. Wird von einer an­
geordneten Beweisaufnahme im Ausnahmefall abgesehen, 
dann sind die Gründe dafür im Protokoll — erforderlichen­
falls im Urteil — darzulegen.
Verbindung von Klagen
Es entspricht gesellschaftlichen Erfordernissen, daß der 
Verklagte zur ordnungsgemäßen Rechtsverteidigung auch 
in einem bereits anhängigen Verfahren ihm gegenüber 
dem Kläger zustehende Ansprüche im Klagewege geltend 
machen kann. Diese Möglichkeit ist aus § 34 ZPO über 
die Verbindung und Trennung mehrerer Klagen abzu­
leiten.
Die Klage der verklagten Prozeßpartei kann schriftlich 
beim Prozeßgericht eingereicht, auf Verlangen von der 
Rechtsantragstelle aufgenommen oder in der mündlichen 
Verhandlung zu Protokoll erklärt werden. An die während 
eines bereits anhängigen Rechtsstreits erhobene Klage des 
Verklagten sind die in § 12 ZPO festgelegten Anforderun­
gen zu stellen. Sie ist grundsätzlich vom Verklagten zu 
unterschreiben (§ 12 Abs. 3 ZPO). Wird sie jedoch in der 
mündlichen Verhandlung zu Protokoll erklärt, bedarf es 
der Unterschrift des Verklagten nicht, weil das Protokoll 
durch die Unterschrift des Vorsitzenden bestätigt wird 
(§ 69 Abs. 1 ZPO). Eine Verbindung beider Klagen wird 
in der Regel sachdienlich sein, sofern dem nicht die aus­
schließliche Zuständigkeit eines anderen Prozeßgerichts 
(§§ 21 bis 23 ZPO) entgegensteht.
Einbeziehung einer weiteren Prozeßpartei
Bei der Durchführung des Verfahrens ist auf die Lösung 
des gesamten Konflikts hinzuwirken. Dazu gehört, daß 
die Gerichte in den dafür geeigneten Fallen auf die Mög­
lichkeit hinweisen, einen Antrag auf Einbeziehung einer 
weiteren Prozeßpartei gemäß § 35 ZPO zu stellen. Dadurch 
können mögliche Ansprüche gegen einen Dritten in dem 
anhängigen Rechtsstreit mit geklärt werden.
Der Antrag auf Einbeziehung einer weiteren Prozeßpartei 
ist auch im Berufungsverfahren zulässig. Ein im erstin­
stanzlichen Verfahren gestellter Antrag auf Einbeziehung 
kann im Rechtsmittelverfahren wiederholt werden. Zur 
Wahrnehmung der Rechte der betroffenen Prozeßparteien 
sollte im Rechtsmittelverfahren im allgemeinen eine Zu­
rückverweisung erfolgen.

Zur Verhandlung in Arbeitsrechtssachen
ln Arbeitsrechtssachen ist bei Klagerücknahme außerhalb 
der mündlichen Verhandlung diese Erklärung auch dem 
Staatsanwalt zuzustellen, unabhängig davon, ob er seine 
Mitwirkung am Verfahren erklärt hat oder nicht (§ 30 
Abs. 3 ZPO).
Im Hinblick auf die in § 77 Abs. 1 ZPO getroffene Rege­
lung, wonach das Urteil „im Rahmen des (von der Kon­
fliktkommission) behandelten Streitfalls“ ergeht, ist in der 
gerichtlichen Praxis die Frage aufgetreten, inwieweit die 
vor der Konfliktkommission gestellten Anträge für das Ver­
fahren vor den staatlichen Gerichten bindend sind oder 
erweitert werden können.
Dazu ist auf folgendes hinzuweisen:
Unter „im Rahmen des (von der Konfliktkommission) be­
handelten Streitfalls“ i. S. des § 77 Abs. 1 ZPO ist der 
Sachverhalt zu verstehen. In diesem Umfang wird der 
nach Einspruch gegen den Beschluß der Konfliktkommis­
sion bei dem staatlichen Gericht anhängige Streitfall be­
grenzt; eine Erweiterung auf andere Sachverhalte ist un­
zulässig. Nicht berührt hiervon werden jedoch die daraus 
abgeleiteten und in den Klageantrag gekleideten Rechts­
folgen, die die gleichen, aber auch andere oder weiterge­
hende sein können. Bildet z. B. eine betriebliche Kündi­
gung den Gegenstand des Streitfalls, so ist dieser Sach- 
komplex Gegenstand des Rechtsstreits. Der sich gegen die 
betriebliche Kündigung richtende Einspruch des Werktäti­
gen bei der Konfliktkommission — Antrag auf Unwirk­
samkeitserklärung der Kündigung — schließt nach dessen 
Abweisung im Einspruchsverfahren vor dem staatlichen 
Gericht nicht einen weitergehenden Antrag des Werktäti­
gen auf Schadenersatz aus. Daß Sachanträge bei gleichem 
Sachverhalt keiner Begrenzung unterliegen, sondern in­
haltlich beschränkt bzw. erweitert werden können, ist in 
Ziff. 6.1.13. Buchst, b der neugefaßten Richtlinie Nr. 28 des 
Plenums des Obersten Gerichts zum Zusammenwirken der 
Gerichte mit den Konfliktkommissionen vom 24. März 1976 
(GBl.-Sdr. Nr. 871) betont worden.
Der Antragsteller ist auch nicht gehindert, einen weiter­
gehenden Antrag vor dem staatlichen Gericht als vor der 
Konfliktkommission zu stellen, wenn das gerichtliche Ver­
fahren durch den Einspruch des Antragsgegners eingelei­
tet wurde. Jedoch haben die Gerichte hierbei zu prüfen, ob 
die weitergehenden Anträge des Antragstellers auf objek­
tiven Erfordernissen beruhen und dadurch gerechtfertigt 
sind.
Daß die vor der Konfliktkommission gestellten Anträge 
bei gleichem Sachverhalt mittels Einspruchs im gerichtli­
chen Verfahren erweitert werden können, gilt auch dann, 
wenn dem Antrag des Antragstellers vor der Konflikt­
kommission durch diese im vollem Umfang entsprochen 
wurde. Für das Verhältnis zwischen Konfliktkommission 
und staatlichem Gericht müssen in solchen Fällen Erwä­
gungen darüber, inwieweit eine Beschwerde des Antrag­
stellers gegeben ist, außer Betracht bleiben.

Zur Verhandlung in Ehescheidungssachen
Die Gerichte tragen in Ehescheidungsverfahren, durch die 
auch Kinder betroffen sind, eine große Verantwortung 
bei der Einwirkung auf die Ehepartner, damit diese ihre 
Verpflichtung zur sozialistischen Erziehung der Kinder 
der Gesellschaft gegenüber voll wahrnehmen und — so­
fern die Voraussetzungen dafür gegeben sind — die Ehe 
gefährdende Konflikte überwinden. Davon ausgehend er­
fordert auch die differenzierte Anwendung der §§ 50, 51 
ZPO besondere Aufmerksamkeit.
Zutreffend wird davon Gebrauch gemacht, Ehepartnern 
mit minderjährigen Kindern durch das Einräumen der 
Zwischenfrist gemäß § 51 Abs. 1 ZPO Gelegenheit zu ge­
ben, die Möglichkeiten zur Fortsetzung der Ehe nochmals 
zu überdenken. Der sofortige Eintritt in das Streitverfah­
ren darf nur dann erfolgen, wenn alle drei in § 51 Abs. 2 
ZPO genannten Kriterien erfüllt sind.
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